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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend Meßanlagen für Flüssigkeiten (außer Wasser) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten sind der Bau und die Ver- 
fahren für die Prüfung von Meßanlagen für Flüssig- 
keiten durch zwingende Vorschriften geregelt, die 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden sind 
und deshalb bei diesen Meßanlagen zu Handels- 
hemmnissen führen; deshalb sind diese Vorschriften 
anzugleichen. 

Durch die Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend gemeinsame Vorschriften 
über Meßgeräte und über Meß- und Prüfverfahren 
würde das Verfahren zur EWG-Bauartzulassung und 
die EWG-Ersteichung dieser Meßgeräte festgelegt. 
Gemäß dieser Richtlinie sind technische Vorschrif- 
ten über den Bau und die Arbeitsweise von Meß- 
anlagen für andere Flüssigkeiten als Wasser aufzu- 
stellen. 

Durch die Richtlinien des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Zähler für Flüssigkeiten (außer Wasser) vom 26. Juli 
1971 2) und über Zusatzeinrichtungen zu Zählern für 
Flüssigkeiten (außer Wasser) ®) wurden bereits tech- 
nische Vorschriften über den Bau und die Arbeits- 


weise festgelegt, denen diese Geräte entsprechen 
müssen. In der Richtlinie über Zähler für Flüssig- 
keiten (außer Wasser) ist ferner festgelegt, daß Meß- 
anlagen, die einen oder mehrere Zähler für Flüssig- 
keiten (außer Wasser) enthalten, in Einzelrichtlinien 
zu erfassen sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Meßanlagen zur Messung 
von Flüssigkeiten (außer Wasser), die mit volume- 
trischen Meßkammerzählern ausgerüstet sind. 

Artikel 2 

Die Meßanlagen, die mit den EWG-Stempeln und 
EWG-Zeichen versehen werden können, sind im 
Anhang beschrieben. Sie bedürfen der EWG-Bauart- 
zulassung und der EWG-Ersteichung nach Maßgabe 
der im Anhang dieser Richtlinie festgelegten Bedin- 
gungen. 

Unter bestimmten - ebenfalls im Anhang festgeleg- 
ten - Voraussetzungen kann die EWG-Bauartzulas- 
sung auch für Teile oder für Bauteile einer Meß- 
anlage erteilt werden. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Vertrieb und die 
Inbetriebnahme einer mit EWG-Bauartzulassung 
und EWG-Ersteichungszeichen versehenen Meßan- 


0 UTul 2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 202 vom 6. September 1971, S. 1 und 32 
3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 239 
vom 25. Oktober 1971, S. 9 
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läge für Flüssigkeiten (außer Wasser) aus Gründen 
ihrer Meßcharakteristiken weder ablehnen noch 
verbieten oder beschränken. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und set- 
zen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der Rechtsvorschriften mit, die sie auf 
dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet er- 
lassen oder zu erlassen beabsichtigen. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Me 8/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung duich den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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ANHANG 


1. Allgemeine Vorschriften über Meßanlagen 


1.1 Definitionen 

1 . 1 . 1 . 

Meßanlage 

Eine Meßanlage für Flüssigkeiten (außer Wasser) umfaßt außer dem Zähler ge- 
mäß Richtlinie 71/319/EWG und den gegebenenfalls dazugehörigen Zusatzein- 
richtungen gemäß Richtlinie des Rates 71 /348/EWG alle notwendigen Einrichtun- 
gen, die eine maßgerechte Messung gewährleisten oder die Maßvorgänge erleich- 
tern, sowie alle sonstigen Vorrichtungen, die das Meßergebnis in irgend einer 
Weise beeinflussen können. 

Arbeiten mehrere Zähler für verschiedene Messungen in Verbindung mit gemein- 
samen Elementen, so gilt jeder Zähler zusammen mit den gemeinsamen Elementen 
als Meßanlage. 

Sind mehrere Zähler für dieselbe Messung bestimmt, so gelten diese Zähler als 
zur selben Meßanlage gehörend. 

1.1.2 Kleinste Abgabemenge 

Die kleinste Abgabemenge einer Meßanlage bestimmt sich nach den Richtlinien 
des Rates 71/319/EWG und 71/348/EWG betreffend Zähler für Flüssigkeiten 
(außer Wasser) sowie nach den Vorschriften dieser Richtlinie. 

Bei Meßanlagen, die für die Annahme bestimmt sind, wird die geringste Flüssig- 
keitsmenge, deren Messung zulässig ist, als kleinste Annahmemenge bezeichnet. 
Die vorstehende Vorschrift über die kleinste Abgabemenge gilt sinngemäß auch 
für die kleinste Annahmemenge. 

1.1.3 Größter Volumendurchfluß 

Der größte zulässige Volumendurchfluß einer Meßanlage ist der größte Volumen- 
durchfluß des Zählers bzw., wenn mehrere Zähler parallel geschaltet sind, die 
Summe des größten Volumendurchflusses aller Zähler, es sei denn, daß durch 
Einzelvorschriften ein niedrigerer Wert festgelegt worden ist. 

1.1.4 Gasabscheider 

Ein Gasabscheider ist eine Einrichtung, die dazu bestimmt ist, die in einer Flüssig- 
keit möglicherweise vorhandene Luft oder Gase fortlaufend abzuscheiden und 
durch eine geeignete Vorrichtung zu entfernen. 

Die Vorrichtung für die Entfernung des Gases muß grundsätzlich selbsttätig wir- 
ken. Dies ist jedoch nicht erforderlich, wenn eine Vorrichtung vorhanden ist, die 
den Durchfluß der Flüssigkeit selbsttätig unterbricht, sobald Gefahr besteht, daß 
Luft oder Gas in den Zähler gelangen kann. In diesem Fall darf die Messung erst 
dann wieder aufgenommen werden können, wenn das Gas durch eine selbsttätig 
wirkende oder von Hand zu bedienende Einrichtung entfernt worden ist. 

1.1.5 Entlüftungseinrichtung 

Eine Entlüftungseinrichtung ist eine Einrichtung, die dazu bestimmt ist, Luft oder 
Gase abzuführen, die sich in der Form von mit der Flüssigkeit nur wenig ver- 
mischten größeren Luft- oder Gasvolumen in den Zuführungsleitungen zum Zähler 
ansammeln. 

Die Vorschriften über die Gasabführung durch Gasabscheider gelten sinngemäß 
auch für die Entlüftungseinrichtung. 
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1 . 1.6 

1.1.7 

1.1.8 

1.1.9 

1.2 

1.3 

1.4 

1.4.2 

1.4.2. 1 

1. 4.2.2 


Gasmeß verhüter 

Ein Gasmeßverhüter ist eine Einrichtung, die einerseits wie ein Gasabscheider - 
jedoch unter weniger strengen Betriebsbedingungen - die in einer Flüssigkeit 
möglicherweise vorhandenen Luft- oder Gasmengen fortlaufend abscheidet und 
andererseits selbsttätig den Durchfluß der Flüssigkeit unterbricht, sobald Gefahr 
besteht, daß mit der Flüssigkeit nur wenig vermischte Luft- oder Gasvolumen in 
den Zähler gelangen. 


Kondensator 

Ein Kondensator ist ein Hohlraum bestimmter Größe, der bei Meßanlagen für 
unter Druck stehende Flüssiggase dazu dient, die in der zu messenden Flüssigkeit 
enthaltenen Gase aufzunehmen und sie vor der Messung zu kondensieren. 


Gasanzeiger 

Ein Gasanzeiger ist eine Vorrichtung, die es ermöglicht, die in der strömenden 
Flüssigkeit möglicherweise vorhandenen Gasblasen leicht zu erkennen. 


Kontrollschauglas 

Ein Kontrollschauglas ist eine Vorrichtung, die es ermöglicht, den Flüssigkeits- 
stand in einem Teil der Meßanlage zu prüfen. 


Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieses Anhangs gelten für alle Meßanlagen, soweit die Einzel- 
vorschriften des Anhangs II keine abweichenden Bestimmungen enthalten. 


Zähler 

Für die zu einer Meßanlage gehörigen Zähler einschließlich ihrer Zusatzeinrich- 
tungen muß die EWG-Bauartzulassung für die Messung der vorgesehenen Flüssig- 
keit unter normalen Betriebsbedingungen erteilt worden sein. 

Die EWG-Bauartzulassung für diese Zähler kann gesondert oder als Teil der 
EWG-Bauartzulassung für die Meßanlage, wovon sie Bestandteile sind, erteilt 
werden. 


Abgrenzungspunkt 

Bei den Meßanlagen muß eine als „Abgrenzungspunkt" bezeichnete Begrenzungs- 
stelle bestehen, an der die abgegebene oder angenommene Flüssigkeitsm_enge 
abgegrenzt wird. Dieser Abgrenzungspunkt befindet sich bei Abgabeanlagen 
hinter dem Zähler und bei Annahmeanlagen vor dem Zähler. 

Meßanlagen können entweder vom Typ „Leerschlauchanlage" oder vom Typ 
„Vollschlauchanlage" sein. Dabei kann der Ausdruck „Schlauch" auch eine feste 
Leitung bedeuten. 

Leerschlauchanlagen sind, wenn sie für die Abgabe bestimmt sind, Meßanlagen, 
bei denen sich der Abgrenzungspunkt vor dem Zapfschlauch befindet. Der Ab- 
grenzungspunkt kann entweder als Überlauf mit Schauglas oder als Absperrein- 
richtung ausgeführt sein, wobei in beiden Fällen eine Einrichtung zur vollstän- 
digen Entleerung des Zapfschlauchs nach jeder Messung vorhanden sein muß. 

Vollschlauchanlagen sind, wenn sie für die Abgabe bestimmt sind, Meßanlagen, 
bei denen der Abgrenzungspunkt durch ein Absperrorgan, in der Abgabeleitung 
gebildet wird. Enthält die Abgabeleitung ein freies Ende, so ist das Absperrorgan 
möglichst nahe dem freien Ende anzubringen. 
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1 ■4.2.3 Bei Annahmeanlagen gelten die gleichen Vorschriften sinngemäß für die 

A_nnahmeleitiingen vor dem Zähler. 


1.5 Filter 

Den Zählern von Meßanlagen müssen Filter vorgeschaltet sein, die ausreichend 
groß bemessen und geeignet sind, feste Verunreinigungen der Flüssigkeiten 
zurückzuhalten; sie müssen möglichst leicht zugänglich sein. 


1 .6 Abscheidung von Luft oder Gasen 


1 . 6.1 


* 


1 . 6.2 
1 . 6 . 2.1 


1 . 6 . 2 . 1.1 


1 . 6 . 2 . 1.2 


1 . 6 . 2 . 1.3 


1.6.2. 1.4 


Allgemeine Vorschrift 

Die Meßanlagen sind so anzuordnen, daß normalerweise vor dem Zähler weder 
Luft in die Flüssigkeit gelangen noch Gas in der Flüssigkeit frei werden kann. Ist 
die Erfüllung dieser Forderung gegebenenfalls nicht gewährleistet, so sind die 
Meßanlagen mit Entgasungseinrichtungen zu versehen, die eine einwandfreie 
Abscheidung etwa in der Flüssigkeit vorhandener Gase bewirken, bevor die 
Flüssigkeit den Zähler durchfließt. 

Die Entgasungseinrichtungen müssen den Förderbedingungen angepaßt und so 
konstruiert sein, daß der auf den Einfluß von Gasen zurückzuführende Fehler 

— bei nicht zu Ernährungszwecken bestimmten Flüssigkeiten, deren Viskosität 
höchstens 1 mPA.s beträgt, 0,5 v. FI. des gemessenen Flüssigkeitsvolumens, 

— bei für Ernährungszwecke bestimmten Flüssigkeiten und bei Flüssigkeiten, 
deren Viskosität über ImPa.s. liegt, 1 v. H. des gemessenen Flüssigkeits- 
volumens nicht übersteigt. 

Es wird jedoch nicht verlangt, daß der Fehler unter 1 v. H. der kleinsten Abgabe- 
menge liegt. 

Betrieb mit Pumpe 

Vorbehaltlich der Vorschriften von Ziffer 1.6.6 ist ein Gasabscheider vorzusehen, 
wenn der Druck am Pumpeneingang auch nur kurzzeitig entweder unterhalb des 
atmosphärischen Drucks oder des Dampfdrucks der Flüssigkeit fallen kann. 

Die EWG-Bauartzulassung für den Gasabscheider kann entweder gesondert oder 
als Teil der EWG-Bauartzulassung für die Meßanlage, in der er gehört, erteilt 
werden. 

Der Gasabscheider ist grundsätzlich auf der Druckseite der Pumpe anzubringen. Er 
kann auch mit der Pumpe verbunden werden. 

In allen Fällen ist er so nahe wie möglich vor dem Zähler anzuordnen, damit der 
Druckverlust in der Strömung zwischen diesen beiden Einrichtungen möglichst 
gering ist. 

Die Betriebsgrenzen des Gasabscheiders sind folgende: 

a) der größte Durchfluß oder die größten Durchflüsse für die vorgesehene Flüssig- 
keit oder die vorgesehenen Flüssigkeiten; 

b) der mit einwandfreiem Arbeiten des Gasabscheiders vereinbarende Höchst- 
und Mindestdruck. 

Gasabscheider mit gesonderter EWG-Bauartzulassung müssen innerhalb der in 
Ziffer 1.6.1 zugelassenen Fehlergrenzen die Abscheidung der in der zu messenden 
Flüssigkeit enthaltenen Luft oder Gase unter folgenden Bedingungen gewähr- 
leisten: 

a) die Meßanlage arbeitet bei maximalem Durchfluß und bei dem für den Gas- 
abscheider vorgesehenen Mindestdruck; 
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b) das Verhältnis des Gasvolumens zur Flüssigkeit ist beliebig, wenn der Gas- 
abscheider für einen Durchfluß von bis zu einschließlich 20 m3/h vorgesehen 
ist; er ist auf 30 v. H. begrenzt, wenn der Gasabscheider für einen Durchfluß 
von mehr als 20 m3/h vorgesehen ist. (Der Gasanteil ist bei atmosphärischem 
Druck zu bestimmen). 

Für Gasabscheider, die für Durchflußmengen von mehr als 100 m3/h vorge- 
sehen sind, können die Bauartzulassungen in sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften auf Grund eines zugelassenen Modells gleicher Bauart oder 
kleinere Abmessungen, erteilt werden. 

1.6. 2. 1.5 Ist die Bauartzulassung für einen Gasabscheider als Bauteil einer zugelassenen 

Meßanlage erteilt worden, so sind die vorstehenden Vorschriften auf ihm 
anwendbar. 

Besitzt die Meßanlage jedoch einen Gasanzeiger gemäß Ziffer 1.1.8, so braucht der 
Gasabscheider die Vorschriften der Ziffer 1.6.2. 1.4 nur solange zu erfüllen, als 
Luftblasen im Gasanzeiger deutlich erkennbar sind. 

Diese Blasen dürfen jedoch nicht bei sehr geringen Gasmengen auftreten; der 
Abscheider muß bei jedem Gasvolumenanteil unter 20 v. H. einwandfrei die Be- 
dingungen der Ziffer 1.6. 2. 1.4 erfüllen. Die Erfahrung zeigt, daß diese Forderung 
im allgemeinen erfüllt wird, wenn der Gasabscheider richtig konstruiert ist und 
sein wirksames Volumen mindestens 8 v. H. des Flüssigkeitsvolumens beträgt, 
das bei dem auf dem Typenschild der Meßanlage angegebenen maximalen Durch- 
fluß in eine Minute abgegeben werden kann. 

1.6. 2. 2 Ist der Druck am Pumpeneingang stets höher als der atmosphärische Druck und 

als der Dampfdruck der Flüssigkeit, so ist an Stelle eines Gasabscheiders eine Ent- 
lüftungsvorrichtung oder ein Gasmeßverhüter erforderlich, wenn zwischen Pumpe 
und Zähler in Betriebspausen Gasbildungen zu befürchten sind oder Luftblasen in 
die Leitung eindringen können (beispielsweise bei vollständiger Entleerung des 
Vorratsbehälters). 

1.6. 2. 2.1 Für die Entlüftungsvorrichtung oder den Gasmeßverhüter wird die EWG-Bauart- 
zulassung gesondert oder als Teil der EWG-Bauartzulassung für die Meßanlage 
erteilt, deren Bestandteile sie sind. 

1.6. 2. 2. 2 Entlüftungsvorrichtung oder Gasverhüter müssen grundsätzlich der Pumpe nach- 
geschaltet sein; sie können jedoch auch mit der Pumpe selbst verbunden sein. 

In beiden Fällen ist die Entlüftungsvorrichtung am höchsten Punkt der Flüssig- 
keitsleitung möglichst dicht vor dem Zähler anzuordnen. Sind sie tiefer als der 
Zähler angeordnet, so muß durch ein Rückschlagventil, das erforderlichenfalls mit 
einem Druckbegrenzer ausgestattet ist, verhindert werden, daß sich die Verbin- 
dung zwischen diesen beiden Anlagenteilen entleert. 

Weist die Zuführungsleitung zum Zähler mehrere erhöhte Punkte auf, so können 
mehrere Entlüftungsvorrichtungen verlangt werden. 

1.6. 2. 2. 3 Als Betriebsgrenzen für Entlüftungsvorrichtungen oder für Gasmeßverhüter 
gelten die in Ziffer 1.6.2. 1.3 für Gasabscheider festgelegten Werte. 

1.6.2. 2. 4 Die Entlüftungsvorrichtung oder der Gasverhüter muß die Beseitigung eines Gas- 
anschlusses mit einem Volumen, das mindestens der kleinsten Abgabemenge ent- 
spricht, gewährleisten, ohne daß dadurch ein Fehler von mehr als 1 v. H. der 
kleinsten Abgabemenge entsteht. 

Darüber hinaus muß eine Entlüftungsvorrichtung oder ein Gasmeßverhüter in der 
Lage sein, ständig ein Luftvolumen von wenigstens 5 v. H. des Flüssigkeits- 
volumens beim größten Volumendurchfluß abzuscheiden, ohne daß der Fehler- 
bereich der Meßanlage um mehr als 0,5 v. H. verändert wird. 

1.6.2. 3 Die Vorschriften der Ziffern 1. 6.2.1 und 1.6. 2. 2 stehen dem Vorhandensein von mit 

Hand zu betätigender oder selbsttätigen Entlüftungseinrichtungen in großen orts- 
festen Meßanlagen nicht entgegen. 
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1.6.2. 4 Ist die Zuführung dergestalt angeordnet, daß bei keiner Betriebsbedienung Gase 

entstehen oder während der Messung in die Zuleitung zum Zähler eindringen 
können, so ist keine Entgasungseinriditung erforderlich; dies gilt mit dem Vor- 
behalt, daß die in den Betriebspausen möglicherweise entstehenden Gasbildungen 
keinesfalls einen Fehler von mehr als 1 v. H. der kleinsten Abgabemenge hervor- 
rufen dürfen. 

1.6.3 Betrieb ohne Pumpe 

1.6. 3.1 Wird ein Zähler durch Schwerkraft und nicht durch eine Pumpe beaufschlagt, so 

ist es nicht erforderlich, eine Entgasungseinrichtung vorzusehen, wenn der Flüs- 
sigkeitsdruck in allen Teilen der zum Zähler führenden Rohrleitung und im Zähler 
selbst höher ist als der Dampfdruck und der atmosphärische Druck; es muß jedoch 
gewährleistet sein, daß die Meßanlage nach ihrer Inbetriebnahme stets voll- 
ständig gefüllt ist. 

1'6'3.2 Ist der Flüssigkeitsdruck niedriger als der Luftdruck, aber höher als der Dampf- 

druck, so ist durch eine zweckdienliche Vorrichtung zu gewährleisten, daß keine 
Luft in den Zähler eintreten kann. 

1.6. 3. 3 Der Druck zwischen Zähler und Abgrenzungspunkt muß unter allen Umständen 
höher als der Dampfdruck der Flüssigkeit sein. 

1.6. 3. 4 Wird der Zähler durch die Wirkung eines unter Druck stehenden Gases beauf- 
schlagt, so muß eine geeignete Vorrichtung den Eintritt dieses Gases in den 
Zähler verhindern. 

1.6.4 Gasabführung 

Die Rohrleitung zur Abführung der Gase aus einem Gasabscheider darf kein hand- 
betätigtes Ventil aufweisen, durch dessen Schließung der Gasabscheider außer 
Betrieb gesetzt werden kann. Ist ein solcher Absperrventil aus Sicherheitsgründen 
erforderlich, so muß es in Offenstellung durch Sicherungsstempel gesichert 
werden. 

1.6.5 Strudelbrecher 

Ist normalerweise die vollständige Entleerung des Vorratsbehälters einer Meß- 
anlage vorgesehen, so muß die Ablaßöffnung des Behälters mit einem Strudel- 
brecher versehen sein, sofern die Meßanlage nicht mit einem Gasabscheider aus- 
gerüstet ist. 

1.6.6 Zähflüssige Flüssigkeiten 

Da die Wirksamkeit der Gasabscheider und Entgasungsvorrichtungen mit zuneh- 
mender Zähigkeit der Flüssigkeit abnimmt, kann auf ihren Einbau bei Flüssig- 
keiten, deren dynamische Zähigkeit größer als 2 mPa.s bei 20° C ist, verzichtet 
werden. Die Pumpe muß dann so angeordnet werden, daß der Druck auf der Ein- 
trittseite stets höher ist als der atmosphärische Druck. Besteht die Gefahr, daß 
diese Forderung nicht immer erfüllt ist, so ist eine Vorrichtung vorzusehen, die 
den Durchfluß der Flüssigkeit beendet, sobald der Druck auf der Eintrittseite unter 
den atmosphärischen Druck fällt. Zur Kontrolle dieses Drucks ist ein Manometer 
vorzusehen. Diese Bedingungen brauchen nicht erfüllt zu sein, wenn durch ent- 
sprechende Vorrichtungen gewährleistet ist, daß in die unter Unterdrück stehen- 
den Leitungsteile durch die Dichtungen keine Luft eindringen kann. In Betriebs- 
pausen muß die Rohrleitung bis zum Abgrenzungspunkt mit Flüssigkeit gefüllt 
bleiben. 


1 .7 Gasanzeiger 

1.7.1 Die Meßanlagen dürfen mit Gasanzeigern versehen sein. In den in Kapitel 2 

genannten Fällen können Gasanzeiger zwingend vorgeschrieben werden. 
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1.7.2 Die kleinste zulässige Ausführung des Gasanzeigers besteht aus einem Zylinder 
aus durchsichtigem Material, dessen Innendurchmesser gleich der Anschlußweite 
des Zählers und dessen Länge gleich dem Dreifachen des Innendurchmessers ist, 
jedoch braucht die Länge nicht mehr als 150 mm zu betragen. 

Bei inneren Anschlußweiten von 80 mm und mehr genügt es, daß die Rohrleitung 
Teile aus durchsichtigem Material enthält, die genügend groß sind, daß Luft- oder 
Gasvolumen im durchscheinenden Licht leicht beobachtet werden können. In die- 
sem Fall müssen die durchsichtigen Teile mindestens einer Länge von 150 mm 
entsprechen. 

Der Gasanzeiger muß so konstruiert und eingebaut sein, daß die Flüssigkeit rest- 
los durchfließt, ohne daß sie dort zurückgehalten werden kann. Ist der Gas- 
anzeiger auf einer Umgehungsleitung untergebracht, so ist an dieser Rohrleitung 
ein Instrument vorzusehen, mittels welcher bei jedem Durchfluß in der Meßanlage 
die Flüssigkeilsströmung festgestellt werden kann. 

1.7.3 Der Gasanzeiger muß hinter dem Zähler angebracht werden. 

1.7.4 Bei Meßvorrichtungen für Leerschlauchbetrieb kann der Gasanzeiger als Über- 
laufschauglas ausgeführt sein und gleichzeitig der Abgrenzung der gemessenen 
Flüssigkeit dienen. 

1 .7.5 Der Gasanzeiger muß mit einer Entlüftungsschraube oder einer anderen Ent- 
lüftungseinrichtung versehen sein, wenn er eine hochgelegene Stelle der Leitung 
bildet. An der Entlüftungseinrichtung darf keine Leitung angeschlossen sein. Es 
ist zulässig, in den Gasanzeiger Einrichtungen einzubauen, die den Flüssigkeits- 
strom sichtbar machen (z. B. Spiralen oder Flügelrädchen), sofern sie die Beob- 
achtung etwaiger Gasbildungen in der Flüssigkeit nicht beeinträchtigen. 


1.8 Vollständige Füllung der Meßanlage 

1.8.1 Der Zähler und die Rohrleitung zwischen Zähler und Abgrenzungspunkt müssen 
während der Messung und während der Betriebspausen selbsttätig in vollständig 
gefülltem Zustand gehalten werden. 

Wird diese Bedingung nicht erfüllt, insbesondere bei ortsfesten Anlagen, so muß 
die vollständige Füllung der Meßanlage bis zum Abgrenzungspunkt während der 
Messung und in den Betriebspausen gewährleistet und nachprüfbar sein. Zur rest- 
losen Entlüftung der Meßanlage müssen an geeigneten Stellen Entlüftungseinrich- 
tungen vorgesehen sein, und zwar möglichst in Verbindung mit kleinen Schau- 
gläsern. 

1.3.2 In der Regel darf durch festverlegte Rohrleitungen hinter dem Zähler kein 
größerer Fehler als 1 v. H. der kleinsten Abgabemengen entstehen. 

Die technischen Voraussetzungen, die die Einhaltung dieser Vorschriften ermög- 
lichen, sind für jeden Einzelfall in Kapitel 2 näher ausgeführt. 

1.8.3 Vorbehaltlich der Vorschriften der Ziffern 1.6. 3.1 bis 1.6. 3. 3 ist erforderlichenfalls 
nach dem Zähler eine Vorrichtung anzuordnen, die in den Entgasungseinrichtun- 
gen und im Zähler einen Druck aufrecht erhält, der stets höher ist als der atmo- 
sphärische Druck und der Dampfdruck der Flüssigkeit. 

1.8.4 Meßanlagen, bei denen die Flüssigkeit nach Stillsetzung der Pumpe entgegen der 
normalen Fließrichtung fließen kann, sind mit einem Rückschlagventil zu ver- 
sehen, das erforderlichenfalls mit einem Druckbegrenzer auszustatten ist. 

1.8.5 In Leerschlauch-Meßanlagen ist die Rohrleitung hinter dem Zähler und erforder- 
lichenfalls auch die Rohrleitung vor dem Zähler so hoch über einen Scheitelpunkt 
zu führen, daß alle Teile der Meßanlage ständig gefüllt bleiben. Die Entleerung 
des Zapfschlauchs gemäß 1.4. 2.1 erfolgt durch öffnen eines Lufteinlaßventils; in 
bestimmten Fällen kann anstatt dessen die Entleerung mittels besonderer Vor- 
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1 . 8.6 


1.8.7 


1.9 


1.10 

1.10.1 


1 . 10.2 


1.11 


richtungcn z. B. einer Hilfspumpe oder eines Druckgasinjektois, duxchgeführt wer- 
den. Bei Meßanlagen für kleinste Abgabemengen unter 10 m3 müssen diese Vor- 
richtungen selbsttätig arbeiten. 

In Vollschlauch-Meßanlagen muß das freie Ende des Schlauchs mit einer Einrich- 
tung versehen sein, die das Entleeren des Schlauchs während der Betriebspausen 
verhindert. Diese Vorschrift ist auf Flüssiggase nicht anwendbar. 

Befindet sich hinter dieser Einrichtung ein Absperrorgan, so muß der dazwischen- 
liegende Raum so klein wie möglich sein, in jedem Fall aber kleiner als der für 
die kleinste Abgabemenge maximal zulässige Fehler. 

In diesem Fall muß bei Meßanlagen, insbesondere solchen für zähe Flüssigkeiten, 
der Füllstutzen des Zapfventils so ausgebildet sein, daß die gegebenenfalls zu- 
rückgehaltene Flüssigkeitsmenge das 0,4fache des für die Meßanlage maximal 
zulässigen Fehlers nicht übersteigt. 

Besteht der Schlauch aus mehreren Teilen, so sind diese entweder mit besonderen 
Kuppelungen zu verbinden, die den Schlauch gefüllt halten, oder die Verbindun- 
gen müssen durch Sicherungsstempel gesichert oder so ausgeführt sein, daß die 
Teile nicht mit gewöhnlichem Werkzeug voneinander getrennt werden können. 


Ausdehnung der gefüllten Schläuche 

Bei gefüllten Schläuchen einer Vollschlauch-Meßanlage darf die Zunahme des 
inneren Volumens als Folgen des Übergangs vom aufgerollten, nicht unter Druck 
stehenden Zustand in den entrollten, unter Druck - jedoch ohne Durchfluß - 
stehenden Zustand nicht mehr als das Doppelte des maximal zulässigen Fehlers 
für die kleinste Abgabemenge betragen. 

Enthält die Meßanlage keine Schlauchtrommel, so darf die Zunahme des inneren 
Volumens über den maximal zulässigen Fehler für die kleinste Abgabemenge 
nicht hinausgehen. 


Gabelungen 

Bei Meßanlagen für Abgabezwecke sind Gabelungen hinter dem Zähler nur dann 
zulässig, wenn sie so angeordnet sind, daß nur aus jeweils einer Zapfstelle 
Flüssigkeit abgegeben werden kann. Bei Meßanlagen für Annahmezwecke sind 
Abzweigungen vor den Zählern nur dann zulässig, wenn sie so angeordnet sind, 
daß nur aus jeweils einer Leitung Flüssigkeit angenommen werden kann. 

Ausnahm_en dürfen nur in bezug auf Verteileranlagen, mit denen zur selben Zeit 
jeweils nur ein Abnehmer, und auf Empfangsanlagen, bei denen jeweils nur ein 
Lieferant bedient werden kann, gewährt werden. 

Bei Meßanlagen, die wahlweise als Leerschlauch- oder als Vollschlauchanlage 
arbeiten und die mit flexiblen Schläuchen versehen sind, muß erforderlichenfalls 
unmittelbar hinter dem Umschaltorgan in die zum gefüllten Schlauch führende 
starre Rohrleitung ein Rückschlagventil eingebaut werden. Außerdem darf das 
Umschaltorgan in keiner Stellung eine Verbindung des Schlauchs der Leerschlauch- 
anlage mit der Leitung der Vollschlauchanlage zulassen. 


Umgehungsleitungen 

Etwaige für Umgehungsleitungen um den Zähler vorgesehene Anschlüsse müssen 
durch Blindflansche verschlossen sein. Sollte jedoch aus betrieblichen Gründen 
eine Umgehungsleitung erforderlich sein, muß sie entweder durch eine Steck- 
scheibe oder durch eine doppelte Absperrvorrichtung mit dazwischenliegendem 
Kontrollhahn verschlossen sein. Der Verschluß muß durch Sicherungsstempel 
gesichert werden können. 
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1,12 

1 . 12.1 


1 . 12.2 


1.12.3 

1.13 


1.14 

1.14.1 


1,15 


1.16 

1.16,1 


Schieber, Ventile, Regelorgane 

Können die vorhandenen Förderleistungen zu einer Überlastung des Zählers 
führen, so muß eine Vorrichtung zur Begrenzung des Durchflusses vorgesehen 
sein. Diese Vorrichtung muß nach dem Zähler angeordnet sein, wenn sie einen 
Druckabfall verursacht. Sie muß durch Sicherungsstempel gesichert werden 
können. 

Die verschiedenen Schaltstellungen von Mehrweg-Schaltorganen müssen ein- 
deutig erkennbar und durch Raster, Anschläge oder andere Sicherungsvorrich- 
tungen gesichert sein. Abweichungen von dieser Vorschrift sind zulässig, wenn 
benachbarte Schaltstellungen des Schaltorgans einen Winkel von wenigstens 90° 
bilden. 

Rückschlagventile und Absperrorgane, die nicht zur Abgrenzung der gemessenen 
Menge dienen, dürfen Überdruckventile enthalten, um etwa in der Meßanlage 
auftretende Drücke abzubauen. 


Anordnung der Meßanlagen 

Die Meßanlagen sind so zu installieren, daß das Zählwerk unter den üblichen 
Betriebsbedingungen gut sichtbar ist. Etwa vorhandene Gasanzeiger und Schau- 
gläser von Gasabscheidern müssen möglichst vom gleichen Standort aus beobach- 
tet werden können. Die Stempelstellen müssen leicht zugänglich, die Schilder 
unverrückbar befestigt und die vorgeschriebenen Aufschriften gut lesbar und 
beständig sein. 


Vorrichtungen für die Kontrolle am Betriebsort 

Der Aufbau der verschiedenen Anlagenelemente und die Eichung der Meßanlage 
muß eine Kontrolle am Betriebsort unter Betriebsbedingungen ermöglichen. Er- 
forderlichenfalls ist eine Leitung zur Überführung der gemessenen Flüssigkeits- 
menge in einen Vorratsbehälter vorzusehen. Gegebenenfalls sind Meßstellen für 
Temperatur und Druck vorzusehen, und zwar insbesondere dann, wenn diese 
Größen für die Benutzung der Meßanlage oder die Eichung bekannt sein müssen. 


Merkmale einer Meßanlage 

Eine Meßanlage ist durch folgende Merkmale charakterisiert: 

— maximaler Durchfluß, 

— minimaler Durchfluß, 

— Höchstbetriebsdruck, 

— Mindestbetriebsdruck, 

— Bezeichnung der zu messenden Flüssigkeit(en), 

— kleinste Abgabemenge. 


Kennzeichnung 

Eine Meßanlage, Teile einer Meßanlage oder Unterteile hiervon, für die die EWG- 
Bauartzulassung erteilt worden ist, müssen auf einem Schild mit folgenden 
Angaben gekennzeichnet sein: 

a) das Zeichen für die EWG-Bauartzulassung, 

b) das Herstellerzeichen oder die Firmenbezeichnung des Herstellers, 

c) gegebenenfalls eine besondere Typenbezeichnung des Herstellers, 

d) die Seriennummer und das Baujahr, 

e) die Kennwerte der Anlage. 
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Arbeiten mehrere Zähler in der gleichen Meßanlage unter Inanspruchnahme ge- 
meinsamer Bauteile, so können die für jedes Bauteil vorgeschriebenen Angaben 
in einem gemeinsamen Schild zusammengefaßt werden. 

Die Angaben auf der Anzeigeskala des Zählers einer Meßaniage müssen mit den 
Angaben auf dem Kennschild der Meßaniage übereinstimmen. 

1.16.2 Die in den Richtlinien betreffend die Messung von Flüssigkeiten (außer Wasser) 

oder in der Bescheinigung über die EWG-Bauartzuiassung geforderten Angaben, 
Aufschriften oder Symbole müssen entweder auf der Anzeigeskala des Zählers 
oder in deren Nähe gut sichtbar angebracht sein. 


1.17 Stempelstellen, Plombierung 

Die Stempelstellen müssen so gestaltet sein, daß die EWG-Stempelzeichen einge- 
schlagen werden können. Stempelsteilen, die die Benutzung einer Plombierzange 
erfordern, sind nur bei solchen Geräten zulässig, die bei Verwendung eines Ein- 
schlaghammers beschädigt werden könnten. In allen Fällen müssen die Stempel- 
steilen leicht zugänglich sein. 

Das in Ziffer 3.2.1 des Anhangs II der Richtlinie EWG/71/316 vom 26. Juli 1971 
vorgesehene Stempelschild wird auf der Halterung der Meßaniage angebracht. 

Es kann mit dem Kennzeichnungsschild der Meßaniage gemäß Ziffer 1,16 kombi- 
niert werden. Um das zur Reinigung der Anlage erforderliche Auseinanderneh- 
men zu ermöglichen, wird abweichend hiervon bei Meßanlagen für Flüssigkeiten, 
die für Ernährungszwecke bestimmt sind, die Stempelung nicht angewandt. 

Der Zugang zu allen Teilen, die eine Veränderung des Meßergebnisses ermög- 
lichen, und das Auseinandernehmen der verschiedenen Bauelemente der Meß- 
aniage ist durch Sicherungsstempel zu verhindern. Davon kann bei Verbindungs- 
stellen und Anschlüssen abgesehen werden, die so ausgebildet sind, daß sie mit 
gewöhnlichem Werkzeug nicht gelöst werden können. Ferner können Ausnahmen 
in den Zulassungsbescheinigungen für Meßanlagen vorgesehen werden, bei denen 
auf Grund des Einsatzzwecks ein Auseinandernehmen erforderlich ist (z. B. bei für 
Ernährungszwecke bestimmten Flüssigkeiten). 


2. Besondere Vorschriften für bestimmte Arten von Meßanlagen 


2.1 Straßenzapfsäulen '^) 

2.1.1 Straßenzapfsäulen sind Meßanlagen zur Abgabe flüssiger Kraftstoffe an zum 
Straßenverkehr zugelassene Fahrzeuge. 

Sie können auch für die Kraftstoffversorgung von Motorbooten und Kleinflug- 
zeugen benutzt werden. 

Sie können aus einem eigenen Versorgungssystem gespeist werden oder zum 
Anschluß an ein zentrales Versorgungssystem eingerichtet sein. 

2.1.2 Verfügt die Meßvorrichtung über ihr eigenes Versorgungssystem, so muß 
unmittelbar vor dem Zähler ein Gasabscheider angeordnet sein. 


Ü Richtlinien 71/319/EWG und 71/348/EWG sowie die vorliegende Richtlinie 
2) Hiervon sind Meßanlagen mit folgenden Einrichtungen ausgenommen: 

— Kraftstoffgemischzähler, 

— Kraftfstoff/Öl-Gemischzähler, 

— Elektrische und elektronische Zusatzanzeiger und -einrichtungen, 

— Selbstbedienungsanlagen, 

— Meßanlagen zur Abgabe von Flüssiggas 
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2.1.3 

2.1.4 

2.1.5 

2 . 1.6 

2.1.7 

2.1.8 

2.1.9 

2.1.10 

2.2 

2.2.1 

2 . 2.2 


Dieser Gasabscheider muß den Vorschriften der Ziffern 1.6.2. 1.4 bzw. 1.6. 2. 1.5 
entsprechen. In letzterem Fall genügt es erfahrungsgemäß, wenn sein wirksames 
Volumen mindestens 5 v. H. der in einer Minute bei dem maximalen Durchfluß, 
der auf dem Schild des Zählers angegeben ist, abgegebenen Menge entspricht. 

Ist die Meßanlage zum Anschluß an ein zentrales Versorgungssystem vorge- 
sehen, so gelten die allgemeinen Vorschriften des Anhangs I, Ziffer 1.6. 

Diese Meßanlagen müssen mit einer Einrichtung nur Nullstellung der Volumen- 
anzeige gemäß Ziffern 1.1, 1.2, 1.3 und 1.4 des Anhangs zur Richtlinie des Rates 
71/348/EWG sowie ein Summierzählwerk für das Volumen ausgestattet sein. 

Sind diese Anlagen außerdem mit einer Preisanzeige ausgerüstet, so muß auch 
diese eine Nullsteileinrichtung und ein Summierzählwerk umfassen. Die Nullstell- 
einrichtungen für die Preisanzeige und die Volumenanzeige müssen so ausgeführt 
sein, daß die Nullstellung einer der beiden Anzeigen selbsttätig auch die Null- 
stellung der anderen bewirkt. 

Besitzt eine Straßenzapfsäule ein von einem Elektromotor angetriebenes eigenes 
Versorgungssystem, so muß nach dem Abstellen des Motors eine Sperre jede 
neue Zapfung verhindern, solange die Nullstelleinrichtung nicht betätigt worden 
ist. 

Während der Kraftstoffabgabe darf eine Nullstellung nicht möglich sein. Bei Meß- 
anlagen, die aus einem zentralen System versorgt werden, muß diese Vorschrift 
mittels einer selbsttätigen Absperrvorrichtung erfüllt werden. 

Das in Ziffer 1.8.4 vorgesehene Rückschlagventil ist zwingend vorgeschrieben. Es 
ist zwischen dem Gasabscheider und dem Zähler anzubringen, in Fällen, wo der 
Gasabscheider über dem Zähler angeordnet ist, unmittelbar nach dem Zähler. In 
letzterem Fall kann es mit der in Ziffer 1.8.3 beschriebenen Vorrichtung kombi- 
niert werden. Ist das Rückschlagventil zwischen dem Zähler und dem Gasabschei- 
der angeordnet, so muß der von ihm verursachte Druckverlust vernachlässigt sein. 

Die Schlauchleitungen müssen mit einer von Hand zu betätigenden Sperre gemäß 
Ziffer 1.8.6 versehen sein. Daneben kann eine selbsttätige Sperre vorhanden sein. 

Bei Vollschlauchmeßanlagen, die nur mittels einer Handpumpe versorgt werden, 
wird nur die Absperrvorrichtung gemäß Ziff. 1.8.6 gefordert. 

Straßenzapfsäulen nach Ziffer 2.1.1 bedürfen der Bauartzulassung. 

Sind diese Meßanlagen für den Anschluß an ein zentrales Versorgungssystem 
vorgesehen, so ist die Bauartzulassung durch eine oder mehrere Zeichnungen zu 
ergänzen, die den Zusammenbau der Anlage am Betriebsort darstellen. 

Meßanlagen für eine größte Abgabemenge (Qmax) von 100 1/m oder weniger 
müssen für eine kleinste Abgabe von höchstens 5 1 eingerichtet sein. 

Ersteichung 

Gemäß Ziffer 3.2 wird die Ersteichung von Straßenzapfsäulen in einer oder in 
zwei Stufen durchgeführt, je nachdem, ob diese Meßanlagen aus einem eigenen 
Versorgungssystem gespeist oder an ein zentrales Versorgungssystem ange- 
schlossen werden. 


Meßanlagen an Tankwagen für den Straßentransport für die Lieferung von Flüs- 
sigkeiten mit niedriger Viskosität und niedrigem Dampfdruck (ausgenommen für 
Ernährungszwecke bestimmte Flüssigkeiten) 

Die nachstehenden Vorschriften gelten für Meßanlagen an Tankwagen oder 
abnehmbaren Transportbehältern. 

Die mit Meßanlagen ausgerüsteten Tanks oder Behälter können aus einer 
Kammer bestehen oder in mehrere Kammern unterteilt sein. 
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2.2.4 

2.2.5 
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2.2.7 

2 . 2.8 

2 . 2 . 8. 1 

2.2.8.1.1 


2 . 2 . 8 . 1.2 

2.2.8.1.3 

2.2.8.1.4 

2.2.8.1.5 


Bei Behältern mit mehreren Kammern muß jede Kammer mit einer (von Hand zu 
betätigenden oder selbsttätigen) Absperrvorrichtung versehen sein. 

ln Übereinstimmung mit den einzelstaatlichen Benutzungsvorschriften muß jede 
Meßanlage für ein bestimmtes Erzeugnis oder für eine Klasse von Erzeugnissen 
bestimmt sein, für die der Zähler die EWG-Ersteichungsstempel erhalten hat. 

Die Rohrleitungen sind so anzuordnen, daß eine Vermischung der Erzeugnisse in 
der Meßanlage leicht vermieden werden kann. 

Sind die Behälter auf Anhängern oder Sattelaufliegern festaufgebart, so können 
die Meßanlagen entweder auf dem Zugwagen oder auf dem Anhänger bzw. Auf- 
lieger angebracht sein. 

Auf Tankwagen angebrachte Meßanlagen dürfen als Vollschlauch- oder als Leer- 
schlauchanlagen ausgeführt sein. Sie dürfen auch entweder einen vollen Schlauch 
oder einen leeren Schlauch oder zwei volle Schläuche mit verschiedenen Ab- 
messungen besitzen, die alternativ in Betrieb genommen werden. 

Im letzteren Fall darf während der Abgabe die Umschaltung von einem auf den 
anderen Schlauch nicht möglich sein, es sei denn, die Umschaltung ist an eine 
vorherige Nullstellung des Volumenzählwerks gebunden. 

Ist der Zähler mit einem Belegdrucker versehen, so muß die Ausgabe des Belegs 
mit der Nullstellung des Volumenzählwerks verbunden sein. 

Meßanlagen an Tankwagen dürfen so eingerichtet sein, daß sie entweder aus- 
schließlich über eine Pumpe oder ausschließlich durch Gefälle oder wahlweise 
durch Gefälle oder Pumpe oder ausschließlich durch Gasdruck arbeiten. 

Ausschließlich mit Hilfe einer Pumpe gespeiste Meßanlagen dürfen nach dem 
Leerschlauch- oder dem Vollschlauchprinzip arbeiten. 

Besteht die Gefahr, daß die Bedingung der Ziffer 1.6. 2. 4 nicht erfüllt wird, so muß 
dem Zähler eine Entgasungsvorrichtung vorgeschaltet werden. Z. B. 

a) ein geeigneter Gasabscheider, 

b) eine Entlüftungsvorrichtung, 

c) ein Gasmeßverhüter. 

Kann die Meßanlage mit einem unter dem atmosphärischen, aber über dem 
Dampfdruck des zu messenden Erzeugnisses liegenden Druck arbeiten, so müssen 
diese Einrichtungen zur Verhinderung jeglichen Durchströmens von Luft durch 
den Zähler mit einer selbsttätigen Einrichtung zur Drosselung und Absperrung 
des Durchflusses versehen sein. 

Eine solche Einrichtung ist nicht erforderlich, wenn keine Gefahr besteht, daß der 
Druck am Zählerausgang niedriger als der atmosphärische Druck sein kann (dies 
ist insbesondere bei Vollschlauchanlagen der Fall). 

Bei Übereinstimmung mit den Bestimmungen von Ziffer 1.6. 2. 1.5 muß das wirk- 
same Volumen des Gasabscheiders mindestens 5 v. H. des Volumens entsprechen, 
das der Zähler bei maximal zulässigem Durchfluß in einer Minute abgibt. 

Der Gasmeßverhüter mit selbsttätiger Absperrvorrichtung muß ein Schauglas 
gemäß Ziffer 1.1.9 aufweisen. Erfahrungsgemäß ist in diesem Falle der Gas- 
anzeiger nach Ziffer 1.1.8 nicht erforderlich. 

Die Kammern der Tankwagen müssen jeweils mit einem Strudelbrecher ausge- 
rüstet sein, außer wenn die Meßanlage einen Gasabscheider aufweist. 

Ist eine Meßanlage an einem Meßkammerbehälter angebaut, so kann dieser 
Behälter die Qualifikation als Meßkammer verlieren. 

Soll er diese Qualifikation behalten, so müssen die Rohrleitungen und Schläuche 
so angeordnet sein, daß die Vorschriften betreffend Meßbehälter ausreichend er- 
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1) Vorrichtung 


füllt und betrügerische Manipulationen ausgeschlossen sind. Umfaßt die Anlage 
eine Förderpumpe und ist diese so geschaltet, daß sie die Abgabe eines vollstän- 
digen Kammervolumens ohne Benutzung des Zählers ermöglicht, so muß sie so 
angeordnet sein, daß sie sich durch Gefälle vollständig entleert. 

Meßanlagen, die ausschließlich mit Gefälle arbeiten, müssen folgenden Bedin- 
gungen entsprechen: 

Der Aufbau muß so vorgenommen werden, daß der gesamte Inhalt der Kam- 
mer (n), bei einem Durchfluß, der gleich oder größer ist als der minimale Durchfluß 
des Zählers, gemessen werden kann. 

Besteht eine Verbindung mit dem gasgefüllten Teil der Kammer, so muß das Ein- 
treten von Gas in den Zähler durch zweckdienliche Vorrichtungen unterbunden 
werden. 

Die Kammern des Behälters müssen jeweils mit einem Strudelbrecher ausgerüstet 
sein. 

Es gelten die Vorschriften der Ziffern 1.6. 3.1, 1.6.3. 2 und 1.6. 3. 3. Nach dem Zähler 
kann eine Nachlaufpumpe angegeordnet werden, wenn die vorstehenden Bedin- 
gungen ausreichend erfüllt bleiben. Durch diese Pumpe darf der Durchfluß durch 
den Zähler nicht erhöht werden können. 

Bei bestimmten Meßanlagen, insbesondere solchen mit Gasmeßverhütern und 
selbsttätiger Absperrvorrichtung, sowie bei Meßanlagen, die unmittelbar hinter 
dem Abgrenzungspunkt eine ständige Verbindung mit der Außenluft aufweisen, 
ist der Einbau eines Gasanzeigers nicht erforderlich. 

Bei Meßanlagen, die unmittelbar hinter dem Abgrenzungspunkt entweder eine 
selbsttätige oder eine von Hand zu betätigende Verbindung mit der Außenluft 
aufweisen, ist jedoch in jedem Falle ein Gasanzeiger erforderlich. 

Meßanlagen, die wahlweise durch Gefälle oder mit einer Pumpe arbeiten, müssen 
den Vorschriften der Ziffern 2.2.8. 1 und 2. 2. 8. 2 entsprechen. 

Meßanlagen, in denen die Förderung durch Gasdruck erfolgt, dürfen als Leer- 
schlauch- oder Vollschlauchanlage arbeiten. Die Verbindungsleitung zwischen der 
Einrichtung gemäß Ziffer 1.6.3. 4 (1) und dem Zähler darf keinerlei Einschnürung 
oder sonstige Drosselstelle aufweisen, durch die ein Druckverlust erzeugt wird, 
der durch Ausgasungen aus der Flüssigkeit zu Gasbildungen Anlaß geben kann. 

Die Meßanlagen müssen mit einem Manometer ausgerüstet sein, das den Druck 
im Behälter anzeigt. Die Manometerskala muß den Bereich der zulässigen Drücke 
angeben. 


Annahme-Meßanlagen bei der Entladung von Tankschiffen, Kesselwagen und 
Tankwagen 

Meßanlagen für die Messung des Behälterinhalts beim Entladen von Tankschif- 
fen, Kesselwagen und Tankwagen, müssen einen Zwischenbehälter aufweisen, 
desen Flüssigkeitsspiegel den Abgrenzungspunkt für die gemessene Menge 
darstellt. 

Dieser Zwischenbehälter kann so gestaltet sein, daß er gleichzeitig die Entgasung 
übernimmt. 

Bei Tankwagen muß der Zwischenbehälter bei Beginn und Ende der Messung 
selbsttätig einen konstanten, sicht- oder meßbaren Flüssigkeitsspiegel sicherstel- 
len. Die zulässigen Schwankungen des Flüssigkeitsspiegels müssen einem Volu- 
men entsprechen, das höchstens gleich dem maximal zulässigen Fehler für die 
kleinsten Annahmemenge ist. 


Verhinderung des Eindringens von Gas in den Zähler nach Ziffer. 1. 6.3.4 
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2. 3. 1.3 

2.3.2 

2.4 

2.4.1 

2.4.2 

2.4.2. 1 

2 . 4 . 2. 2 

2. 4. 2.3 

2.4.3 

2.4. 3.1 


Bei Tankschiffen ist es nicht erforderlich, den Flüssigkeitsspiegel selbsttätig kon- 
stant zu halten, ln diesem Falle müssen die Schwankungen des Behälterinhalts 
meßbar sein. 

Der Querschnitt des Behälters muß so sein, daß dem maximal zulässigen Fehler 
für die kleinste Annahmemenge einer Differenz in der Höhe des Flüssigkeits- 
spiegels von mindestens 2 mm entspricht. 

Annahme-Meßanlagen, die vollständig in den Werkstätten des Herstellers gebaut 
worden sind, bedürfen der EWG-Bauartzulassung. 


Ortsfeste oder auf Tankwagen auf gebaute Meßanlagen für unter Druck ver- 
flüssigte Gase 

Es sind ausschließlich Vollschlauch-Meßanlagen zulässig. Diese Anlagen müssen 
mit ihren Vorratsbehältern dauernd über starre Rohrleitungen in Verbindung 
stehen. Zwischen den Vorratsbehältern und dem Zähler ist ein Rückschlagventil 
einzubauen. 

Durch eine hinter dem Zähler angebrachte Druckhaiteeinrichtung ist dafür zu sor- 
gen, daß sich das Erzeugnis während der Messung im Zähler in flüssigem Zustand 
befindet. Der hierfür erforderliche Druck kann entweder auf einen festen Wert 
oder auf einen den Meßbedingungen angepaßten Wert eingestellt werden. 

Wird der Druck auf einen festen Wert eingestellt, so muß er mindestens dem 
Dampfdruck des Erzeugnisses bei einer Temperatur entsprechen, die um 15° C 
über der höchstmöglichen Betriebstemperatur liegt. Die Einstellung der Druck- 
halteeinrichtung muß durch Stempelung gesichert werden können. 

Wird der Druck den Meßbedingungen angepaßt, so muß er um mindestens 1 bar 
den Dampfdruck der Flüssigkeit bei einer Regel- oder Basistemperatur überstei- 
gen, die gleich der Meßtemperatur sein muß. Diese Einstellung muß selbsttätig 
erfolgen. Besteht die Gefahr, daß die Meßtemperatur erheblich von der Regel- 
oder Basistemperatur abweicht, so kann die für das Meßwesen zuständige Dienst- 
stelle fordern, daß der Druck auf einen Wert eingestellt wird, der den Dampfdruck 
bei der Regel- oder Basistemperatur um mehr als 1 bar übersteigt. 

Bei ortsfesten Meßanlagen für industrielle Zwecke können von der für das Meß- 
wesen zuständigen Behörde von Hand zu betätigende Druckregeleinrichtungen 
zugelassen werden. In diesem Fall muß der Druck am Zählerausgang mindestens 
so hoch sein wie der Dampfdruck des Erzeugnisses bei einer Temperatur, die die 
Meßtemperatur um 15° C übersteigt. In diesem Fall ist an der Meßanlage ein Dia- 
gramm anzubringen, aus dem der Dampfdruck des gemessenen Erzeugnisses in 
Abhängigkeit von der Temperatur ersichtlich ist. Wenn vorgesehen ist, daß diese 
Meßanlagen längere Zeit hindurch ohne Kontrolle arbeiten, so müssen Tempe- 
ratur und Druck ständig durch Schreibgeräte aufgezeichnet werden. 

Vor dem Zähler ist eine Entgasungseinrichtung anzubringen, die entweder als 
Gasabscheider oder als Kondensator ausgebildet ist. 

Der Gasabscheider muß für das Flüssiggas selbst oder für Flüssigkeiten höherer 
Viskosität den allgemeinen Vorschriften der Ziffer 1 entsprechen. 

Angesichts der mit der Kontrolle verbundenen Schwierigkeiten darf ein Gas- 
abscheider zugelassen werden, dessen wirksames Nutzvolumen 3 v. H. des beim 
maximal zulässigen Durchfluß in einer Minute abgegebenen Volumens entspricht, 
wenn die Leitung, die den Zähler mit dem Vorratsbehälter verbindet, eine Länge 
von nicht mehr als 25 m hat. übersteigt die Länge dieser Leitung 25 m, so muß das 
wirksame Nutzvolumen des Gasabscheiders wenigstens 6 v. H. des in einer 
Minute beim größten Volumen-Durchfluß abgegebenen Volumens entsprechen. 

Bei Meßanlagen für Flüssiggas braucht weder ein Gasanzeiger noch ein Schauglas 
angebracht zu werden. 
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Die Rohrleitung zur Abführung der Gase kann an den Gasraum des Vorrats- 
behälters oder an eine unabhängige Druckregeleinrichtung angeschlossen werden, 
die auf einen Druck eingestellt ist, der um 0,5 bis 1 bar unter dem Austrittsdruck 
des Zählers liegt. 

Diese Leitung darf ein Absperrventil aufweisen, jedoch darf dieses während der 
Messung nicht geschlossen werden können. 


2. 4. 3. 2 Das Volumen des Kondensators richtet sich nach dem Volumen der Rohrleitungen 

zwischen dem Ventil des Vorratsbehälters und dem hinter dem Zähler angebrach- 
ten Druckhalteventil. Sein Volumen beträgt mindestens das Doppelte der Volu- 
menverminderung der Flüssigkeit, die bei einer vereinbarten Temperatursenkung 
von 10° C bei Freileitungen bzw. 2° C für unterirdische oder isolierte Leitungen 
zu erwarten ist. Zur Berechnung der Volumenverminderung wird der Wärmeaus- 
dehnungskoeffizient bei Propan und Propylen auf 3X10’^ pro Grad Celsius und 
bei Butan und Butadien auf 2X 10'^ pro Grad Celsius abgerundet. Für andere Pro- 
dukte mit höherem Dampfdruck wird die Größe des anzuwendenden Koeffizienten 
von der für das Meßwesen zuständigen Behörde festgelegt. 

Der Kondensator muß eine von Hand zu betätigende Entlüftungseinrichtung 
besitzen. 

Der Kondensator muß in der Meßanlage am höchsten Punkt der Rohrleitung 
angebracht sein. 

Das aus der vorstehenden Berechnung resultierende Volumen kann auf mehrere 
Kondensatoren verteilt werden, die sich an den höchsten Stellen der Rohrleitung 
befinden. 

2 4 4 ln unmittelbarer Nähe des Zählers ist eine Temperaturmeßtasche vorzusehen. 

Der Halter der Meßanlage muß ein geeichtes Thermometer bereithalten, dessen 
Strahlenwert nicht größer als 0,5° C ist. 

Zwischen dem Zähler und dem Druckregelventil ist ein Manometer einzubauen. 

Bei Meßanlagen an Tanklastfahrzeugen genügt ein Manometer-Anschluß. 

2.4.5 Während der Messung darf zwischen dem Gasraum des Vorratsbehälters und dem 
des Aufnahmebehälters keine Verbindung bestehen. 

2.4.6 Es ist zulässig zur Vorbeugung gegen abnormale Drucksteigerungen in Meß- 
anlagen Sicherheitsventile einzubauen. Befinden sich diese hinter dem Zähler, so 
müssen sie entweder frei ausblasen oder an den Aufnahmebehälter angeschlossen 
sein. 

Auf keinen Fall dürfen vor dem Zähler angebrachte Sicherheitsventile über eine 
am Zähler vorbeiführende Umgehungsleitung mit den Ventilen hinter dem Zähler 
in Verbindung stehen. 

2.4.7 Erfordern die Betriebsbedingungen die Benutzung abnehmbarer Schläuche, so 
müssen diese Schläuche gefüllt bleiben, wenn ihr Volumen größer ist als der 
maximal zulässige Fehler für die kleinste Abgabemenge. 

Gefüllte abnehmbare Schläuche müssen mit besonderen Anschlüssen für volle 
Schläuche - sogenannten Vollschlauchkupplungen versehen sein. An den Enden 
dieser Schläuche müssen erforderlichenfalls von Hand zu betätigende Entgasungs- 
vorrichtungen angebracht sein. 

2.4.8 Der in Ziffer 12 für eine etwaige Umgehungsleitung vorgeschriebene Kontrollhahn 
für die doppelte Absperreinrichtung darf aus Sicherheitsgünden geschlossen wer- 
den. In diesem Fall ist die Dichtigkeit mittels eines Manometer zwischen den 
beiden Absperrorganen oder durch eine gleichwertige Einrichtung zu überwachen. 

2.4.9 Meßanlagen für Flüssiggas, die vollständig in den Werkstätten des Herstellers 
gebaut worden sind, bedürfen der EWG-Bauartzulassung. 
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2.5 Meßanlagen in ortsfesten Rohrleitungen 

2.5.1 Diese Meßanlagen werden entweder an Rohrleitungen zwischen zwei ortsfesten 
Behältern oder an einer Eintritts- oder Austrittsrohrleitung eines Behälters oder 
einer ortsfesten Rohrleitung angebracht. 

2.5.2 Sind in einer Pumpstation mehrere Pumpen in Reihe geschaltet, so muß eine 
selbsttätige Verriegelungsvorrichtung die Ingangsetzung einer Pumpe verhindern, 
wenn die davorliegenden Pumpen nicht in Betrieb sind. Diese Einrichtung muß 
erforderlichenfalls durch Stempelung gesichert werden können. 

2.5.3 Ein Strömen der Flüssigkeit entgegen der normalen Strömungsrichtung muß durch 
eine geeignete Vorrichtung verhindert werden können. 

2.5.4 Ist die Rohrleitung vor und nach dem Zähler mit Sicherheitsventilen versehen, so 
dürfen die Entspannungsleitungen der vor dem Zähler angeordneten Sicherheits- 
ventile nicht in denselben Behälter münden wie die Entspannungsleitungen der 
hinter dem Zähler angeordneten Sicherheitsventile. 

2.5.5 An festen Rohrleitungen angebrachte Zähler, die den Zweck haben, Flüssigkeiten 
unterschiedlicher Beschaffenheit nacheinander zu messen, müssen möglichst mit 
selbsttätigen Korrekturvorrichtungen versehen sein, durch die gewährleistet wird, 
daß die Vorschriften der Ziffer 6.2 der Richtlinie Nr. 71/319/EWG für Zähler für 
andere Flüssigkeiten (außer Wasser) erfüllt werden. Diese Korrekturvorrich- 
tungen bedürfen der Bauartzulassung. 

Werden die Meßergebnisse jedoch ausschließlich zu kommerziellen oder steuer- 
lichen Zwecken benutzt, die für eine beschränkte Personenzahl oder für vertrags- 
gebundene Unternehmen von Bedeutung sind, so kann den Betreibern gestattet 
werden, Flüssigkeiten unterschiedlicher Beschaffenheit mit Hilfe desselben Zäh- 
lers nacheinander zu messen, und zwar auch dann, wenn die Fehler auf Grund der 
unterschiedlichen Merkmale der Flüssigkeit derart sind, daß die Vorschriften der 
vorgenannten Richtlinie Nr. 71/319/EWG, Ziffer 6.2, nicht erfüllt werden können, 
ln diesem Fall ist der Benutzer gehalten, die Meßergebnisse durch Anwendung 
der Korrekturfaktoren zu berichtigen, die für die verschiedenen Viskositäts- 
bereiche erstellt worden sind, innerhalb welcher die vorgenannten Vorschriften 
eingehalten werden müssen. 


2.6 Meßanlagen für Milch 

2.6.1 Die nachstehenden Vorschriften sind auf transportable Meßanlagen für die An- 
nahme von Milch durch Sammeltankwagen, auf ortsfeste Meßanlagen für die 
Annahme in Molkereien sowie auf ortsfeste oder transportable Meßanlagen für 
den Milchvertrieb anwendbar. 

2.6.2 ln diesen Annahmeanlagen gilt als Abgrenzungspunkt ein konstanter Flüssig- 
keitsspiegel in einem vor dem Zähler angeordneten Behälter. Dieser konstante 
Flüssigkeitsspiegel muß vor und nach jedem Meßvorgang wiederhergestellt wer- 
den können. Er muß sich selbsttätig einstellen. 

2.6.2. 1 Wird der Zähler durch eine Pumpe beaufschlagt, so kann der Behälter für den 
konstanten Flüssigkeitsspiegel vor der Pumpe oder Zwischenpumpe und Zähler 
angeordnet sein. 

2. 6. 2. 1.1 Im ersten Fall kann der Behälter selbst durch Gefälle, durch Auffüllen aus Behäl- 
tern, mittels einer Hilfspumpe oder eines Unterdrucksystems gefüllt werden. 

Wird die Milch in den Behälter mittels einer Pumpe oder eines Unterdrucksystems 
überführt, so ist eine Entgasungseinrichtung erforderlich. Diese Einrichtung kann 
mit dem Konstant-Flüssigkeitsspiegelbehälter kombiniert sein. 

2. 6. 2. 1.2 Im zweiten Fall muß der Konstant-Flüssigkeitsspiegel-Behälter die Entgasung 
gewährleisten. 


17 



Drucksache 7/441 7 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


2 . 6 . 2. 2 


2 . 6 . 2. 3 

2.6.2.4 


2 . 6 . 2. 5 

2 . 6 . 2. 6 

2.6.3 

2.6.4 


3.1 

3.1.1 


3.1.2 
3. 1.2.1 


Abweichend von den Vorschriften der Ziffer 1.8.3 kann der Zähler auch durch ein 
Unterdrucksystem beaufschlagt werden. In diesem Fall ist der Druck in der Ver- 
bindungsleitung zwischen Konstant-Flüssigkeitsspiegel-Behälter und Zähler 
niedriger als der atmosphärische Druck; die Anschlüsse dieser Verbindung müs- 
sen deshalb einwandfrei dicht sein. Die Dichtigkeit muß überwacht werden 
können. 

In allen Fällen eines Annahmevorgangs müssen sich die vor dem konstanten 
Flüsigkeitsspiegel angeordneten Leitungen unter den üblichen Betriebsbedin- 
gungen selbsttätig völlig entleeren. 

Die Kontrolle des konstanten Flüssigkeitsspiegels wird mit Hilfe eines Schau- 
glases oder eines Standanzeigers wahrgenommen. Der Flüssigkeitsspiegel wird 
als konstant betrachtet, wenn er sich innerhalb eines durch zwei Marken abge- 
grenzten Spiegelhöhenunterschieds hält, der einem Volumenunterschied gleich bis 
zweimal dem maximal zulässigen Fehler der kleinsten Abgabemenge entspricht. 
Der Abstand zwischen den beiden Marken muß mindestens 20 mm betragen. 

Wenn zur Erfüllung der obengenannten Bedingungen in die Meßanlage Verzöge- 
rungseinrichtungen eingebaut sind, muß der Durchfluß in der Verzögerungs- 
periode mindestens gleich dem minimalen Durchfluß des Zählers bleiben. 

Wird in Anlagen für die Milchannahme die gemessene Flüssigkeit in einen unter 
der Zählerebene liegenden Flüssigkeitsspiegel überführt, so muß eine Vorrich- 
tung am Zählerausgang selbsttätig einen über dem atmosphärischen Druck 
hegenden Druck gewährleisten. 

Für den Milchvertrieb bestimmte Meßanlagen müssen den Vorschriften der 
Ziffer 1 entsprechen. 

Abweichend von den allgemeinen Bestimmungen der Ziffer 1 über die Abschei- 
dung von Luft und Gasen müssen die Entgasungseinrichtungen den Bestimmungen 
der Ziffer 1.6.1 nur unter Betriebsbedingungen genügen, d. h. mit Luftzutritt zu 
Beginn und am Ende jedes Meßvorgangs. 

Für die Annahmeanlagen muß der Besitzer die Möglichkeit haben, sich über die 
ausreichende Dichtigkeit der Verbindungen Sicherheit zu verschaffen, d. h. daß 
vor dem Zähler während der Messung keine Luft eintreten kann. Für die Ver- 
triebsanlagen muß der Zusammenbau so durchgeführt werden, daß der Flüssig- 
keitsdruck vom Füllbehälter an gegenüber den Verbindungen stets höher als der 
atmosphärische Druck ist. 


3. EWG-Bauartzulassung und EWG-Ersteichung 
EWG-Bauartzulassung 

Die EWG-Bauartzulassung erstreckt sich entweder auf eine Meßanlage, die ohne 
vorherige Zerlegung an ihren Einbauort verbracht werden kann, oder auf ein Ele- 
ment (Zähler, Zusatzgerät, Entgasungseinrichtung), dessen Bauartzulassung in 
einer Richtlinie vorgesehen ist, oder auf ein Teil, das ohne Zerlegung transpor- 
tierbar ist und dessen Bauartzulassung in einer Richtlinie vorgesehen ist. 

Die EWG-Bauartzulassung der vorstehend angesprochenen Meßanlagen kann 
durch eine EWG-Bauzeichnungszulassung ersetzt werden, aus der die Merkmale 
der verschiedenen Bauteile und ihre gegenseitige Zuordnung erkenntlich sind. 

Prüfungen 

Die mit dem Ziel der EWG-Bauartzulassung durchgeführte Prüfung muß die Kon- 
trolle der Leitungspläne und der Zeichnungen für die Meßanlage erstrecken. 
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Darüber hinaus sind die Prüfungen nach folgenden Vorschriften durchzuführen: 

Bei der Durchführung der Prüfungen müssen die Gebrauchsnormale so ausgeführt 
sein und so angewandt werden, daß die Meßunsicherheit des gewählten Ge- 
brauchsnormals nicht mehr als ein Fünftel des maximal zulässigen Fehlers des 
geprüften Instruments beträgt. 

3. 1.2. 2 Prüfung des Zählers 

Es ist zunächst die Form der Fehlerkurve zu ermitteln, d. h. die Fehler in Ab- 
hängigkeit vom Volumendurchfluß und zwar bei einer genügend großen Zahl von 
Meßpunkten im Durchflußbereich. Insbesondere ist die vom Zähler beanspruchte 
Fehlerspanne im Durchflußbereich zu ermitteln, wobei die Lage der Fehlerkurve 
in Bezug auf die Nullinie von geringerer Bedeutung ist. 

Es kann sich außerdem als erforderlich erweisen, Prüfungen außerhalb des Durch- 
flußbereichs durchzuführen, besonders bei Zählern und Meßanlagen für Flüssig- 
keiten mit niedriger Viskosität (dynamische Viskosität kleiner oder gleich 
17 mPa.s.). 

Außerdem sind Prüfungen unter den betrieblichen Grenzbedingungen durchzu- 
führen, d. h. bei den vorgesehenen Temperaturgrenzen, Viskositätsgrenze und 
mit der kleinsten Abgabemenge. 

In allen diesen Fällen ist das Prüfvolumen genügend groß zu wählen, damit der 
Skalenwert des Zählwerks zu keinem Zeitpunkt größer ist als ein Drittel des 
maximal zulässigen Fehlers. 

3. 1.2. 3 Prüfung der Abscheidung von Luft und Gas: Bei Gasabscheidern und Gasmeßver- 
hütern muß die fortlaufende Abscheidung durch Vergleich der Meßergebnisse 
eines geeigneten Volumenzählers, der hinter dem Abscheider (oder Gasmeß- 
verhüter) eingebaut ist, ohne oder mit Zumischung von Luft geprüft werden. 

Bei Gasmeßverhütern sind außerdem Prüfungen mit vollständiger Entleerung des 
Vorratsbehälters auszuführen. Soweit möglich, sind die Prüfungen mit der (meß- 
technisch) ungünstigen Flüssigkeit durchzuführen. Bei Prüfungen an Mustern oder 
Modellen, die nicht im Maßstab 1 : 1 gehalten sind, müssen die Ahnlichkeits- 
gesetze für die Viskosität (Reynolds), der Schwerkraft (Froude) und der Ober- 
flächenspannung (Weber) berücksichtigt werden. Grundsätzlich sind derartige 
Modellversuche nur in begründeten Ausnahmefällen durchzuführen. 

3. 1.2. 4 Prüfung besonderer Meßanlagen 

3. 1.2. 4.1 Straßenzapfsäulen 

Die Prüfungen müssen sich erstrecken auf: 

a) die Prüfung des Zählers einschließlich des Einflusses von Zusatzeinrichtungen 
{Preisanzeiger, Belegdrucker, Mengeneinstellwerk, usw.); 

b) die Prüfung des Gasabscheiders; 

c) die Prüfung der Volumenbeständigkeit des Schlauchs; 

d) eine besondere Prüfung der Regelmäßigkeit des Fortschreitens des Preisanzei- 
gers (ein unregelmäßiges Fortschreiten des ersten Zählglieds des Preisanzei- 
gers kann insbesondere durch ein plötzliches Schließen des Zapfventils hervor- 
gerufen werden). 

3. 1.2. 4. 2 Meßanlagen für Flüssiggas 

Die Prüfung muß sich erstrecken auf: 

a) die Prüfung der Gasabscheider in Bezug auf Wirkungsbereich und Montage; 

b) eine Funktionsprüfung der gegebenenfalls in den Gasabscheider eingebauten 
Entlüftungseinrichtung (Niveauregler) . 

Die Druckhaiteeinrichtung ist ebenfalls auf Grund einer Zeichnung zu prüfen. In 
besonderen Fällen kann die prüfende Behörde eine Bauartprüfung verlangen. 
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3.2 

3.2.1 

3.2. 1.1 

3.2. 1.2 

3.2. 1.2.1 

3.2. 1.2.2 


3.3.2 
3. 3.2.1 


3.2.2.2 

3.2.2. 3 


Ersteichung 

Allgemeine 

Die EWG-Ersteichung ist für Meßanlagen im Sinne von Ziffer 3.1.1 zwingend vor- 
geschrieben. Sie ist ebenfalls erforderlich, wenn Zähler allein oder mit einem oder 
mehreren Zusatzgeräten Zusammenarbeiten, sowie für die mit einem Zähler aus- 
gestatteten Bauteile, wenn diese Geräte in Meßanlagen eingebaut sind, die außer- 
halb des Herstellerwerks zusammengebaut worden sind. 

Die EWG-Ersteichung einer Meßvorrichtung erfolgt in einer oder zwei Phasen. 

Sie wird in einer einzigen Phase durchgeführt, wenn die Meßanlage vollständig 
von einem Hersteller hergestellt wird, wenn die Meßanlage ohne Darlegung 
transportierbar ist und wenn sie unter den Bedingungen geeicht wird, die für den 
praktischen Betrieb vorgesehen sind. 

ln allen anderen Fällen wird sie in zwei Phasen durchgeführt. Die erste Phase 
erstreckt sich auf den Zähler allein oder anschließlich der vorgesehenen Zusatz- 
einrichtungen, wobei die Teile gegebenenfalls zu einem Unterteil der Meßanlage 
gehören. 

Die zweite Phase erstreckt sich auf die Meßanlage in betriebsbereiten Zustand. 

Sie wird an einem von der für das Meßwesen zuständigen Behörde ausgewählten 
Ort durchgeführt, wenn die Meßanlage ohne Zerlegung transportiert werden kann 
und die Prüfungen unter den für die Meßanlage vorgesehenen Betriebsbedingun- 
gen durchgeführt werden können. 

Sind diese beiden Bedingungen nicht zu erfüllen, so wird die zweite Phase unter 
Betriebsbedingungen am Einbauort durchgeführt. 


Prüfungen 

A. Werden die Prüfungen in zwei Phasen durchgeführt, so ist wie folgt zu ver- 
fahren: 

Erste Phase: 

— Beschaffenheitsprüfung des Volumenzählers einschließlich der vorgesehe- 
nen Zusatzgeräte (Übereinstimmung mit der Bauart); 

— Meßtechnische Prüfung des Volumenzählers einschließlich der zugebauten 
Zusatzgeräte. 

/ 

Zweite Phase: 

— Beschaffenheitsprüfung der Meßanlage einschließlich des Volumenzählers 
und der Zusatzgeräte; 

■ — Meßtechnische Prüfung des Volumenzählers und der Zusatzgeräte in der 
Meßanlage; 

— Funktionsprüfung des etwa vorhandenen Gasabscheiders; 

— Überprüfung der Einstellung der vorgeschriebenen Druckhalteeinrich- 
tungen; 

— Schlauchausdehnungsprüfung bei Vollschlauchanlagen ; 

— Bei Leerschlauchanlagen Feststellung der im Leerschlauch zurückbleiben- 
den Restmenge. 

B. Bei Durchführung der Prüfung in einer einzigen Phase müssen die in Punkt 
3.2.2 aufgeführten Prüfungen durchgeführt werden. 

Die Prüfungen der ersten Phase können auf einem Prüfstand (evtl, beim Her- 
steller) oder an der Meßanlage durchgeführt werden. Hierbei können die meß- 
technischen Prüfungen auch mit anderen Flüssigkeiten als den für die Anlage 
vorgesehenen durchgeführt werden. 

Die Prüfungen der zweiten Phase müssen an der Meßanlage am Betriebsort 
und mit der vorgesehenen Flüssigkeit durchgeführt werden. 
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Drucksache 7/4417 


Begründung 


Die vorliegende Richtlinie ergeht auf Grund von 
Artikel 100 des Vertrages sowie in Anwendung der 
Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten be- 
treffend gemeinsame Vorschriften über Meßgeräte 
sowie über Meß- und Prüfverfahren ^). 

Zweck der Richtlinie ist die Beseitigung der inner- 
gemeinschaftlichen technischen Handelshemmnisse, 
die zur Zeit noch aufgrund der Unterschiede zwi- 
schen den mitgliedstaatlichen Rechtsvorschriften im 
Bereich der Meßanlagen für andere Flüssigkeiten als 
Wasser bestehen. 

Die vergleichende Untersuchung der für solche Meß- 
anlagen geltenden mitgliedstaatlichen Regelungen 
ergab, daß sich diese Unterschiede nicht auf die tech- 
nischen Vorschriften über Bau und Betrieb be- 
schränken, sondern auch auf die Leistungsgenauig- 
keit sowie die Prüfmodalitäten, denen diese Meß- 
anlagen vor dem Inverkehrbringen unterworfen 
sind, erstrecken. 

Eine solche Situation wirkt sich auf den Handels- 
verkehr aus, da sich die Hersteller gezwungen 
sehen, ihre Produktion im Hinblick auf die Regelung 
auszurichten, die in dem Mitgliedstaat gilt, in dem 
die Meßanlagen zum Gebrauch kommen sollen, und 
außerdem diese Anlagen zu wiederholten, nach ver- 
schiedenen Verfahrensmodalitäten durchgeführten 
Kontrollen vorführen müssen. 

Da die derzeitigen nationalen Rechtsvorschriften 
durch die berechtigte Sorge um den Schutz des Ver- 
brauchers und des Benutzers begründet sind, er- 
scheint die Harmonisierung dieser Rechtsvorschrif- 
ten als das einzige geeignete Mittel, die aus dieser 
Unterschiedlichkeit entstehenden Schwierigkeiten 
zu beseitigen und die zur Errichtung des Gemein- 
samen Marktes erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. 

Unter Meßanlagen für Flüssigkeiten (außer Wasser) 
versteht man Meßanlagen für die Messung aller an- 
deren Flüssigkeiten als Wasser, die mittels dieser 
Anlagen metrologisch erfaßt werden. Solche Meß- 
geräte umfassen außer einem oder mehreren Zäh- 
lern, die der Richtlinie des Rates 71/319/EWG ent- 
sprechen müssen, sowie den eventuell hinzugebau- 
ten Zusatzeinrichtungen gemäß Richtlinie des Rates 
71/348 EWG weitere Einrichtungen, deren Zweck es 
ist, eine meßgerechte Messung zu gewährleisten und 
die Meßvorgänge zu erleichtern. 

Die Meßanlagen für Flüssigkeiten (außer Wasser) 
sind zur Abgabe bzw. Annahme bestimmter Flüssig- 
keiten bestimmt. Unter anderem sind hier vor allem 
Kohlenwasserstoffe wie leichtes und schweres Heiz- 
öl, Benzin für Kraftfahrzeuge, Flugzeuge und Motor- 
boote zu nennen, darüber hinaus aber auch alle zu 


Ernährungszwecken bestimmten Flüssigkeiten 
(Wein, Milch, usw.), die mittels Behälterfahrzeugen 
angeliefert oder gesammelt werden. 

Die Bedeutung der Meßanlagen für Flüssigkeiten 
(außer Wasser) bedarf keiner besonderen Erörte- 
rung. Meßinstrumente dieser Art können an Last- 
fahrzeugen eingebaut sein, als ortsfeste Abgabe- 
stationen in Betrieb stehen (Tankstellen usw.) oder 
auch auf Ölrohrleitungen montiert sein. Sie erlauben 
die Messung dieser Erzeugnisse auf relativ wirt- 
.schaftliche Weise, ohne Zeitverlust und im Fall der 
Ölrohrleitungen ohne Transportunterbrechung. 

Die Richtlinie legt die allgemeinen Vorschriften für 
diese Meßanlagen fest und schreibt das Genauig- 
keitsniveau sowie die Kontrollen vor, denen diese 
Anlagen unterzogen werden müssen, damit sie die 
EWG-Zulassungszeichen und -Eichstempel erhalten 
und auf Grund dieser Kennzeichnung in der Gemein- 
schaft in den freien Verkehr übergehen können. 

Die Ausarbeitung dieses Richtlinienvorschlags er- 
folgte auf Grund des Auftrags des Rates, der im 
Rahmen seiner Entschließung vom 21. Dezember 
1973 zur Industriepolitik die Kommission aufgefor- 
dert hatte, ihm bis zum 1. Januar 1976 einen diesen 
Bereich regelnden Vorschlag vorzulegen. Die Richt- 
linie ist außerdem Bestandteil des Gesamtrahmens 
von Richtlinien, die der Rat auf dem Gebiet der 
Meßgeräte bereits verabschiedet hat, und ergänzt 
die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1971 betreffend 
Zähler für Flüssigkeiten (außer Wasser) (71/319/ 
EWG). 

Nach dem Beispiel der meisten anderen Einzelricht- 
linien betreffend Meßgeräte wurde auch für diesen 
Richtlinienvorschlag die als „optionelle Harmonisie- 
rungslösung" bekannte Form gewählt. 

Dies bedeutet, daß Meßanlagen für Flüssigkeiten 
(außer Wasser), die dieser Richtlinie genügen, im 
zwischenstaatlichen Handel in den Verkehr gebracht 
und in den Mitgliedstaaten in gleicher Weise wie 
die innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten den 
nationalen Prüfvorschriften entsprechenden Meß- 
anlagen verwendet werden können. 


Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Durchführung der Richtlinie erfordert in meh- 
reren Mitgliedstaaten eine Änderung ihrer gesetz- 
lichen Vorschriften; gemäß Artikel 100 Absatz 2 
sind deshalb diese beiden Örgane anzuhören. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 6. September 1971 
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